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Nachdem die Politik der Schwarz-Blauen Koalition von 2000 bis 2006 in vielen Bundesländern und dann auch 
auf Bundesebene vom Wähler abgestraft wurde, verliert die SPÖ-Kanzlerpartei in Umfragen und in Bundeslän-
derwahlen enorm, legt die FPÖ wieder zu. Genüsslich reiben sich die Bürgerlichen aller Farben die Hände und 
lenken von ihrer eigenen unsozialen Politik ab. 
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SPÖ im Dienste des Kapitals

Von Wirtschaft und ÖVP vorgeführt

Die Ursachen dafür sind die 
Missachtung des Wählerwil-
lens, der Bruch praktisch aller 
SPÖ-Wahlversprechen, wie Eu-
rofighterausstieg, keine Studi-
engebühren, und der jetzige, 
praktische Gleichklang mit der 
ÖVP und der Wirtschaftsseite 
in Sachen der Pensions- und 
Gesundheitspolitik, oder in der 
Frage der ersatzlosen Abschaf-
fung der Erbschaftssteuer oder 
der Halbierung des Eingangs-
steuersatzes von 5 % auf 2,5 % 
für Privatsitftungen, im Nachge-
ben gegenüber der ÖVP be-
züglich Umfang und Zeitpunkt 
einer Steuerreform oder im Still-
halten bei den jüngsten Priva-
tisierungs- und Ausverkaufsvor-
haben bei Post, Telekom und 
AUA. Gewinner, finanziell wie 
politisch: die Unternehmerseite. 
Die Verlierer: die arbeitenden 
Menschen, deren enorm ge-
stiegene Lebenshaltungskosen 
weder durch erhöhtes Kilomet-
ergeld, noch durch erhöhtes 
Pendlerpauschale, noch durch 
die so genannte Teuerungsab-
geltung ausgeglichen werden, 
weil die Inflationsrate und die 
Steuerprogression alles mehr 
als wegfrisst. 

Strabag oder Porr?
Vom Wahlverlierer ÖVP getrie-
ben und vorgeführt, klammert 
sich die SPÖ weiter an Kanz-
leramt und Koalitionsteilhabe. 
Statt die SPÖ-Politik zu ändern, 
wird – wie oft schon eigentlich 
-  von schlechter Kommunika-

tion usw. geredet – und jetzt 
eine Personaldebatte geführt. 
Damit wird aber erst recht von 
den obigen Belastungen für 
die arbeitenden Menschen ab-
gelenkt und nichts am einge-
schlagenen Kurs geändert. Es 
droht sogar eine noch engere 
Anbiederung an die Wirtschaft.  
Denn was bedeutet, Faymann 
gegen Gusenbauer als SP-Vor-
sitzenden zu tauschen? Wer 
hat dann das Sagen in der 

inhaltlichen Ausrichtung der 
SPÖ? Jetzt zählt der “Liberale” 
Baulöwe und Strabag-Chef 
Haselsteiner neben Androsch 
(über SPÖ-Arbeiterstimmen 
zum Finanzminister geworden 
und dann zum Unternehmer 
mutiert) und Vranitzky (Stro-
nachs Magna Aufsichtsrat) zu 
Gusenbauers Einflüsterern. Fay-
mann, in der Wiener SPÖ und 
als Wiener Bau- und Wohnungs-
stadtrat groß geworden, in der 
Bürgermeister Häupl mit dem 
früheren Wirtschaftskammer-
präsident Nettig eine “Realko-
alition” bildete, ist eng mit der 

Baulobby verbandelt und wird 
von der Kronenzeitung (Zeitung 
des deutschen WAZ-Konzerns), 
aber auch der “Presse” (Zei-
tung der Industriellenvereini-
gung) hofiert. Herren der Bau-
firma Porr hat er einflussreiche 
Posten in Asfinag und ÖBB zu-
geschanzt. Ihm wird nachge-
sagt, so “Presse” und “Kronen-
zeitung” einmal einhellig, “dass 
er mit der Wirtschaft sehr gut 
kann”. Besser als Gusenbau-
er. Die ÖVP hätte derzeit noch 
gerne Gusenbauer an der SPÖ-
Spitze und als Kanzler, weil sie 
glaubt, so von ihrem eigenen 
Unvermögen abzulenken und 
bei Wahlen bessere Karten zu 
haben. In der Hoffnung, so bei 
Medien und den Mächtigen 
Wirtschaftlern im Land gute 
Karten zu haben, geben die 
SPÖ-Spitzen den Kapitalinter-
essen weiter nach. Für die ar-
beitenden Menschen, im spe-
ziellen für die SPÖ-Wähler, das 
bedeutet aber nur, vom Regen 
in die Traufe zu gelangen.

Ein anderer Weg wird 
verlangt und ist möglich
In Deutschland etwa ist bei den 
letzten Wahlen ein deklariertes 
Linksbündnis angetreten und 
hatte erheblichen Erfolg. In Ös-
terreich hat 2006 die SPÖ trotz 
Gusenbauer unerwartet die 
ÖVP geschlagen. Ein Drittel der 
Österreicher lehnen laut Umfra-
gen den Kapitalismus dezidiert 
ab. Ex-AK-Präsident Dinkhauser 
gewann in Tirol mit “sozialde-
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mokratischen” Themen 18 % 
der Stimmen. Gleichzeitig wen-
den sich – etwa auch bei Wahl-
en – immer mehr Menschen 
von der etablierten Politik ab; 
Wahlbeteiligung von 60 Prozent 
z.B. in Tirol. 

Ersteres, die Gewinne von Links-
parteien oder solchen, die linke 
Forderungen in ihren Program-
men haben, zeigen, dass die 
Menschen eine andere Politik 
wollen. Zweiteres, die Abwen-
dung von ihnen nach ein paar 
Jahren, oder die zunehmenden 
Wahlenthaltungen zeigen, dass 
sich die arbeitenden Menschen 
durch die betriebene Politik im-
mer weniger vertreten fühlen, 
weil sie trotz aller voran gegan-
genen Versprechungen den 
Großen gibt und den Kleinen 
nimmt. 

In Österreich macht die SPÖ 
praktisch alles, was die ÖVP 
als direkter Handlanger des 
Kapitals verlangt, um in der 
Regierung zu bleiben. Und der 
ÖGB, durch die BAWAG-Ma-
chinationen bei den Mitglie-
dern geschwächt, sucht seine 
Gesundung nicht in der offensi-
ven Hinwendung zu den arbei-
tenden Menschen, sondern will 
das Überleben seiner Spitzen-
funkionäre dadurch sichern, 
dass er sein Heil in einem noch 
engeren Zusammenrücken 
mit der Wirtschaftsseite sucht. 
Jüngste Beispiele dafür sind die 
“Sozialpartner”-Einigungen be-
züglich der Arbeitszeit oder bei 
der Gesundheitsreform. Die “Ar-
beitszeitreform” beschert den 
Beschäftigten weniger Geld 
(Streichung von Überstunden-
zuschlägen durch Ausdehnung 
der Durchrechnungszeit) und 
mehr Arbeit (auf Abruf). Die 
“Gesundheitsreform” wieder-
um bedeutet einen weiteren 
großen Schritt in Richtung Zer-
schlagung der Sozialversiche-
rung und hin in Richtung Privati-
sierung, Verschlechterung und 
Verteuerung der Gesundheits-
versorgung für die Patienten. 

Die Regierungsspitze und alle 
Parteioberen betreiben Eli-
tenpolitik. Auch die Gewerk-
schaftsspitzen fallen den Men-
schen immer mehr in den 
Rücken (siehe oben), in der 
(falschen) Hoffnung, selbst von 

den Wirtschafts- und Medien-
granden geschont zu werden 
und in ihren Ämtern überdau-
ern zu können. Daher gilt für 
uns arbeitende Menschen: 
keine falsche Zürückhaltung, 
keine Schonung für “unsere” 
Vertreter, sei es in Partei oder 
Gewerkschaft, wenn sie gegen 
unsere Interessen handeln und 
vorgeben, dass es im Sinne der 
Erhaltung der Koalition oder 
der Sozialpartnerschaft nicht 
anders ginge. 

Unsere Chance

Die einzige Chance für uns ar-
beitende Menschen besteht 
darin, dass wir uns selbständig 
und gemeinsam zusammen-
schließen und aktiv werden. 
Zum Beispiel in der Art, dass  sich 
BetriebsrätInnnen, Personalver-
treterInnen, in AK und ÖGB eh-
renamtlich Tätige an der Basis 
untereinander vernetzen und 
so unabhängig von ihren jewei-
ligen “Führern” einen Gegen-
druck aufbauen, der die Men-
schen unten versammelt, sie 
zur aktiven Teilnahme ermutigt 
und so zu einem öffentlichen 
Ausdruck für die Anliegen und 
Interessen der arbeitende Men-
schen wird, der gleichzeitig die 
etablierten Institutionen wie AK 
oder ÖGB zwingt im Interesse 
ihrer Mitglieder zu handeln.

Andernfalls werden wieder 
“neue Führer” a la Strache & 
Co mit “sozial” angehauchten 
Parolen die Ohmacht der Men-
schen ausnutzen, ihre berech-
tigten Wünsche und Forde-
rungen in Worten aufgreifen, 
vorgeben für die Menschen 
einzutreten,  in der Tat aber 
waschechte rechte Politik ma-
chen, d. h. eine Politik, die letzt-
endlich nur der Unternehmer-
seite und für den eigenen Pos-
tenerhalt dient, wie es ja schon 
Haider vorexerziert hat. 

Was macht die Wirtschaftsseite 
– diese absolute Minderheit im 
Land? Sie drohen z.B. mit Ab-
wanderung vom Standort Ös-
terreich, betreiben Lobbying in 
kleinen, erlauchten Kreis, üben 
Druck auf die von den Men-
schen gewählten Vertreter aus, 
der ihrer wahren Göße nicht 
entspricht. Sie denken: die Men-
schen können zwar wählen, wir 

aber bestimmen durch direkte 
und indirekte Einflussnahme auf 
die Entscheidungen, wie und in 
welche Richtung die Politik für 
die Kapitalinteressen zu gehen 
hat. 

So klaffen Realität und Propa-
ganda auseinander: Uns wird 
via Medien und Politikeliten 
gesagt, dass wir alle paar Jah-
re via Parlamentswahlen ent-
scheiden könnten, wohin die 
Politik geht. Doch wie man im-
mer deutlicher sieht, ist nach 
den Wahlen alles anders: Es 
zeigt sich immmer mehr: Geht's 
den Menschen schlecht, geht's 
der Wirtschaft gut! Es geschieht, 
was Konzerne, Banken, Lob-
bys, und von ihnen beeinflusste 
oder abhängie Parteigranden 
wollen – oft und immer mehr 
mit Hilfe der EU.

Unsere Stärke

Wir, die arbeitenden Men-
schen, sind viele, wir schaffen, 
d. h. erarbeiten alle Werte. Wir, 
nicht die Wirtschaftsvertreter, 
die viel von “Verantwortung 
tragen” reden, halten die Wirt-
schaft in Schwung. Wir arbei-
tenden Menschen sind die 
absolute Mehrheit im Land, ma-
chen 90 % der Bevölkerung aus, 
finanzieren mit unseren Steuern 
die zahllosen höchstbezahlten 
Posten von Direktoren, Vor-
ständen, Aufsichtsräten und 
den gesamten Staatsapparat, 
die uns dann über die eben-
falls von uns bezahlten Medien 
ausrichten, was für uns gut sein 
soll, was wir zu tun oder zu las-
sen hätten. Solange wir wider-
spruchslos mitspielen, legt dies 
das Establishment als Bestäti-
gung ihrer Politik aus. Passiv ver-
weigern schon viele Menschen 
durch ihre Wahlenthaltung den 
Eliten in Wirtschaft und Politik 
die Gefolgschaft. Nichtwählen 
alleine genügt nicht. Schalten 
wir uns ein – jede und jeder wo 
sie oder er kann. 

Wir haben keine Wahl: 
Setzen wir dem unde-
mokratischen außerpar-
lamentarischen Lobby-
ismus der Kapital- und 
Machteliten eine demo-
kratische außerparla-
mentarische Opposit ion 
von unten entgegen!



�

Gesundheitsreform

Anfang vom Ende der Sozialversicherung 
Wer reich ist, kann sich Ge-
sundheit weiter leisten, wer 
arm ist, für den wird Gesund-
heit immer weniger leistbar. 

Kassen-Defizit – Ursache 
für die „Reform“?

Das Defizit der Krankenkassen 
wird als Grund für die Reform 
genannt. Das so genannte De-
fizit über die Jahre kam und 
kommt dadurch zustande, weil 
die Kassen seit Jahren ausge-
hungert werden, während z.B. 
die Pharmaindustrie weiterhin 
steigende Gewinne schreibt. 

So ist ja auch der Anstieg der 
Medikamentenausgaben von 
1,97 Milliarden Euro im Jahr 2000 
auf knapp 2,82 Milliarden Euro 
im Jahr 2007 neben den Spitals-
kosten der größte Brocken für 
die Verteuerung. Außerdem: 
Die Unternehmen schulden den 
Krankenkassen 1 Milliarde Euro! 
Es gäbe also kein Kassendefizit, 
das Ende 2007 ca. 400 Millionen 
Euro ausmachte. Doch darü-
ber wird gar nicht geredet - die 
Profite sind tabu!

Die Beiträge zur Sozialversiche-
rung erfolgen weiterhin auf Ba-
sis der Beschäftigten, die immer 
weniger werden, jedenfalls im-
mer weniger verdienen, so dass 
die Beiträge sinken. Gleichzei-
tig steigen die Gewinne der Fir-
men durch die immer weniger 
entlohnte Arbeit der Menschen. 
Daher wäre schon längst eine 
Wertschöpfungsbesteuerung 
nötig, ebenso eine Bemessung 
der Krankenkassenbeiträge auf 
Basis der Wertschöpfung! Es 
gäbe kein Kassendefizit! Doch 
die Profite der Firmen, die die 
arbeitenden Menschen erwirt-
schaften, sind tabu!

Mehr Macht für die Un-
ternehmer zum Schaden 

der Versicherten
Kaum geredet wird auch da-
von, dass der Hauptverband 
der Sozialversicherungsträger 
(HV), in dem schon durch die 
Schwarz-Blaue Regierung von 
2000 - 2006 die Wirtschaftsseite 

verstärkt Einzug fand, nunmehr 
zu einer Holding werden soll, 
in deren Kontrollgremien nicht 
mehr die ArbeitnehmerInnen, 
die ja die Beiträge erwirtschaf-
ten und zahlen, bestimmen, 
sondern in Zukunft "Parität" zwi-
schen den Unternehmer- und 
den Arbeiter- und Angestellten-
vertreterÍnnen geben soll. Doch 
das ist eine Augenauswischerei 
sondergleichen: So stehen über 
3 Millionen ArbeitnehmerInnen 
gerade mal rund 300.000 Unter-
nehmer gegenüber. Das wahre 
Verhältnis ist 90% :10% für die 
Arbeitnehmer! Doch jetzt sollen 
die Unternehmer 50% Einfluss 
bekommen und können alles, 
was wichtig für die arbeitenden 
Menschen ist, die ja auf soziale 
Leistungen angewiesen sind, 
blockieren oder Druck ausü-
ben, einen "Kompromiss" herzu-
stellen.

Der Spitalbereich mit seinen 
Doppelgleisigkeiten, seinen Pri-
marärzteregelungen usw. ist völ-
lig aus der Debatte und aus der 
Reform ausgeklammert. Ange-
setzt wird bei den Versicherten 
unten. Wer reich ist, kann sich 
Gesundheit weiter leisten, wer 

arm ist, für den wird Gesundheit 
immer weniger leistbar. 

Die jetzt hochwogende Debat-
te ob die Ärzte oder die Apothe-
ker, die Medikamente auswäh-
len, soll zur Patienten- und Versi-
cherten-Verunsicherung beitra-
gen und von den genannten 
wirklichen Absichten ablenken. 
Zudem wird verschwiegen, dass 
die Medikamentenauswahl 
durch die Apotheken noch 
mehr elektronische Erfassung 
der Versicherten bedeutet. Die 
Abgabe von Generika kann ja 
auch der Arzt durch die Kassen 
vorgeschrieben werden. Wei-
ters ist laut EU in einigen Jahren 
die Freigabe des Medikamen-
tenmarktes vorgesehen (Stich-
wort: Medikamente aus dem 
Supermarkt). 

Warum das Ganze? 
Bei der Sozialversicherung geht 
es in Summe um ein Volumen 
von rund 40 Milliarden Euro 
(550 Milliarden Schilling) jähr-
lich! Dieser Bereich ist derzeit 
noch dem Zugriff der privaten 
Versicherer und so genannten 
privaten Gesundheitsanbie-
ter entzogen. Deshalb wollen 
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die Unternehmer und ihre po-
litische Lobby diesen Bereich 
für ihre Geschäftsinteressen 
öffnen. Nachdem das in den 
vergangenen Jahren durch of-
fene Angriffe nicht gelang, soll 
nun sozusagen die Burg von in-
nen genommen werden. Wie? 
Indem der Hauptverband (HV) 
zu einer Holding und die Un-
ternehmervertreter darin mas-
sivst aufgewertet werden und 
durch die Fifty-Fifty-Regelung 
mehr denn je ihre Interessen 
durchdrücken werden. Der HV 
hat ein Durchgriffsrecht auf die 
einzelnen Kassen und überdies 
ist geplant, so genannte "eige-
ne Einrichtungen", also Kassen-
Ambulatorien, IT-Bereiche bis 
hin zu Spitälern oder Teile von 
Spitälern auszugliedern oder zu 
schließen. 

Die bestehende Sozialversi-
cherung – die sicherlich im In-
teresse der Versicherten und 
zur Abschaffung von Doppel-
gleisigkeiten – verbesserbar ist, 

Mehr zum Thema Gesundheit und Sozialversicherung unter:
proSV - Plattform: Keine Zerschlagung der Sozialversicherung
Homepage: 		       E-Mail:
http://prosv.akis.at	      proSV@akis.at

die so genannte Pflichtversi-
cherung ist wesentlich billiger 
als die privaten Versicherer 
(Versicherungspflicht). Haben 
die Sozialversicherungen Ver-
waltungskosten von 2 bis 3% so 
sind es bei den Privaten (siehe 
Schweiz) jedenfalls zwischen 
10 und 25 %, manchmal sogar 
mehr, weil ja mehrere Anbieter 
am Markt mehr Direktorenpos-
ten, mehr Werbung für den Ver-
drängungskampf bedeuten.

Aktiv gegen die  
"Gesundheitsreform"!!!

Die Plattform proSV - keine Zer-
schlagung der Sozialversiche-
rung - ist ein Netzwerk, das seit 
2001 besteht. Wir haben gegen 
die Angriffe auf unser Sozial-
system 2001 an die 60.000 Un-
terschriften und 2004 weitere 
10.000 Unterschriften gesam-
melt und als Protest kund ge-
tan. 

Die jetzige Gesundheits“reform“ 
bedeutet die beschleunigte 

Fortsetzung der gezielten Zer-
störung des Sozialversiche-
rungssystems: mit weniger Ver-
sorgung, mehr Selbstbehalten 
und teurerer Gesundheitsleis-
tung für die Masse der Men-
schen. 

Das Netzwerk proSV ist bereits 
aktiv geworden unter Beschäf-
tigten, BetriebsrätInnen und 
Versicherten. Gegen diesen 
neuerlichen Angriff sammeln 
wir erneut Unterschriften und 
vernetzen Beschäftigte, Beleg-
schaftsvertreterInnen und Ver-
sicherte zu gemeinsamen Akti-
onen. 

Wir können jede Unterstüzung 
und jede/n UnterstützerIn ge-
gen diese Angriffe brauchen 
und rufen zur aktiven Mitarbeit 
auf. Interessierte melden sich 
bitte unter 0650 830 7 830 oder 
unter proSV@akis.at

Unterschriftenliste - siehe 
nächste Seite

Stiftungsrecht neu: noch mehr Steuergeschenke für Reiche
Die rund 3.000 Stiftungen mit insgesamt rund 90 Milliarden Euro, also mit einem Vermögen von durch-
schnittlich 30 Millionen Euro je Stiftung (!), können sich freuen. Der Eingangssteuersatz wird von 5% 
auf 2,5% gesenkt. Wer früher 5% zahlen musste, kann diese nun über 20 Jahre verteilt auf die Körper-
schaftssteuer anrechnen. Zudem kann in Zukunft so genanntes Substanzvermögen völlig steuerfrei, 
d.h. ohne Nachversteuerung, aus den Stiftungen entnommen werden. De facto heißt das, dass die 
Reichsten der Reichen praktisch keine Steuer mehr zahlen müssen, während Normalsterbliche ab ca. 
1.000 Euro brutto im Monat einen Eingangssteuersatz von 38% haben. Bei normaler Versteuerung des 
Stiftungsvermögens hätte der Staat somit in den Jahren seit Einführung der Stiftungen aufgerechnet 
in Summe zwischen 35 und 45 Milliarden Euro erhalten. So werden die Staatskassen mutwillig mit Hil-
fe der SPÖ zugunsten der Reichen geplündert, gleichzeitig die angebliche Unfinanhzierbarkeit von 
Pensions- und Gesundheitssystem beklagt und die arbeitenden Menschen mit Brosamen à la jüngster 
„Teuerungsabgeltung“ abgespeist.

Pensionsautomatik – purer Zynismus!
War es nicht einmal das Ziel sozialdemokratischer Politik, eine längere Lebenserwartung für die ar-
beitenden Menschen zu erreichen und gleichzeitig die notwendige Erwerbsarbeit zu verkürzen?Jetzt 
wird mit SPÖ-Hilfe die Tages- Wochen- und Lebensarbeitszeit verlängert, schlechter bezahlt und län-
ger Leben bestraft! Vorwand: die Propagandalüge von der Unfinanzierbarkeit des Pensionssystems. 
Doch der Beitrag des Bundes zur Pensionsfinanzierung hat sich seit Jahren  n i c h t  erhöht und liegt 
bei ca. 3 %  des BIP, zahlen wir unsere Pensionen zu 97 % selbst. Viele bekommen die Einzahlungen 
gar nicht heraus, z. B. viele Metallarbeiter, deren Lebenserwartung im Schnitt bei bloß 65 Jahren liegt ! 
Zudem zeigen neueste Studien (USA, GB), dass die Lebenserwartung durch Stress oder Umwelteinflüs-
se nicht mehr steigt. Ziel der zynischen Angstmache und des Hinaufsetzens des Pensionsanstrittsalters: 
Steigerung der Profite der vor allem privaten Versicherer! 
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NEIN zur EU-Aufrüstung – 
NEIN zum KRIEG

2005 wurde durch das NEIN der 
befragten Holländer und Fran-
zosen zur EU-Verfassung und 
durch die ablehnende Haltung 
der Mehrheit der Bevölkerung 
in den anderen EU-Ländern, die 
nicht gefragt wurde, die EU-Ver-
fassung zu Fall gebracht. Doch 
der Wille der Menschen in der EU 
wurde von den Oberen weiter-
hin nicht respektiert. Nun wurde, 
als 2. Aufguss, im Oktober 2007 
der EU-Vertrag beschlossen. 
Der Inhalt ist zu 95 % identisch 
mit der EU-Verfassung. Es wurde 
kein Volk in Europa mehr dazu 
befragt; abgesehen von Irland. 
Die meisten Regierungen in der 
EU haben diesen Vertrag bereits 
ratifiziert.

Irland sagt Nein
Als am 12. Juni in Irland die Bevöl-
kerung bei der Abstimmung den 
Vertrag mehrheitlich ablehnte, 
erklärten die Spitzen der mäch-
tigsten EU-Länder, Frankreichs 
Präsident Sarcozy und Deutsch-
lands Kanzlerin Merkel unter 
Missachtung der Demokratie 
prompt, dass die Ratifizierungs-
verfahren der Mitgliedsstaaten 
fortgesetzt werden sollen und 
dass ein Weg gefunden werden 
muss, den Vertrag in Kraft zu set-
zen. EU-Kommissionspräsident 
Barroso sagte, „der EU-Vertrag 
ist am Leben.“
Zum Unterschied von Irland hat 
die österreichische Regierung, 
wie die meisten Regierungen in 
Europa, die Bevölkerung eben-
falls gar nicht erst gefragt und 
den Vertrag  bereits im Mai 2008 
ratifiziert, obwohl 80 % der Öster-
reicher schon 2005 gegen die 
EU-Verfassung und für die Beibe-
haltung der Neutralität waren. 

EU will Militarisierung 
fortsetzen

Der wichtigste Inhalt des Ver-
trages ist die Militarisierung der 
EU. Der Vertrag ermöglicht Mi-
litärinterventionen überall auf 
der Welt und macht die EU-Au-
ßen- und Sicherheitspolitik (= 
Angriffspolitik) zur Sache eines 
Exekutivrates. Die geschaffenen 
Gremien, u. a . der Rat, entzie-
hen die gesamte Außen- und Si-
cherheitspolitik der „rechtsstaat-
lichen“ Kontrolle und es wird die 

EU-Außenpolitik über einen sog. 
europäischen „Außenminister“ 
zunehmend zu einer Militärpo-
litik. Der „Reformvertrag“ ent-
zieht sowohl den Mitgliedsstaa-
ten sämtliche Entscheidungen 
bezüglich Krieg und Frieden, als 
auch dem EU-Parlament, das 
nur angehört werden kann. Ent-
scheidungen trifft nur der Rat.
Unter der Führung von Deutsch-
land und Frankreich geben sich 
die EU-Staaten eine neue offen-
sive Armee, die den EU-Groß-
mächten Angriffskriege ermög-
licht und ihnen auch militärisch 
Zugang zu Absatzmärkten, Roh-
stoffquellen und geopolitischen 
Einfluss verschaffen soll. Die EU- 
Großmächte rüsten in den letz-
ten Jahren in Konkurrenz zur mi-
litärisch aggressiven USA  eben-
falls massiv auf. 

Die größten europäischen Rüs-
tungskonzerne steigern auch 
dadurch ihre Umsätze von Jahr 
zu Jahr. Ihre Geschäfte blühen: 
BAE Systems(Großbritannien mit 
23 Milliarden Umsatz 2006) ist 
schon der viertgrößte Rüstungs-
konzern der Welt, Finmeccanica 
(Italien mit knapp 10 Milliarden) 
der siebentgrößte und EADS 
(deutsch/französisch/italienisch 
mit 9,5 Milliarden Umsatz), der 
achtgrößte Rüstungskonzern 
der Welt. Die deutschen Militär-
ausgaben steigen z. B. seit 2006 
kontinuierlich bis auf knapp 30 
Milliarden Euro 2008. Überdies ist 
Deutschland mittlerweile schon 
der drittgrößte Exporteur von 
Rüstungsgütern in der Welt.

EU-Rüstungsindustrie
Am 14. Mai 2007 einigten sich 
die EU-Verteidigungsminister 
auf eine Strategie zu einer wei-
teren Stärkung der europä-
ischen Rüstungsindustrie. Auch 
Österreich unterzeichnete das 
Programm für „militärische Si-

cherheitsforschung“. Auch die 
Kosten für das Satellitennavi-
gationssystem „Gallileo“, 4 Mil-
liarden Euro, die ursprünglich 
private Investoren aufbringen 
sollten, werden nun von den EU-
Staaten, d. h. von uns direkt ge-
tragen.
Die neue offensive Euroarmee 
soll die wirtschaftlichen und ge-
opolitischen Interessen der eu-
ropäischen Großmächte gegen 
die USA vertreten. Im Nahen 
Osten, Zentralasien und Afrika 
sollen dafür nun auch Öster-
reicher kämpfen und sterben 
gehen. Das aktuellste Beispiel: 
Österreichs Soldaten wurden in 
Kriegsgebiete in den Tschad ge-
schickt! 
Die neuen EU-Schlachttruppen, 
genannt battle troups, sind 
kampffähige Einheiten als Teil 
einer neuen EU-Interventionsar-
mee! Diese soll im Endausbau 
insgesamt 60.000 Mann umfas-
sen! Sie soll zu Kriegseinsätzen 
im Umkreis von 4.000 km rund 
um die EU in der Lage sein.

Österreich macht mit
Zu Österreichs Beitrag zu die-
sen geplanten Kriegen gehören 
auch die letztes Jahr angekauf-
ten Eurofighter. Das sind Kampf-
bomber für offensive globale 
EU-Militäreinsätze. Das bestä-
tigt auch der Kommandant der 
Streitkräfte des österreichischen 
Bundesheeres Günter Höfler: 
Die Eurofighter dienen dazu, 
für „Kampfeinsätze im Europä-
ischen Verbund“, mit einem 
Einsatzradius „Westbalkan bis 
hinunter nach Afrika, den Nah-
en Osten und den Kaukasus“ zur 
Verfügung zu stehen. Dies ist ein 
klarer Bruch des Staatsvertrages 
Österreichs und damit wäre 
die Neutralität ausgelöscht. 80 
% der Österreicher sind jedoch 
nach wie vor für die Beibehal-
tung der Neutralität! Deswegen 
geben sich sowohl Darabos und 
Gusenbauer als auch ein Teil 
der ÖVP-Spitze nach wie vor als 
Verteidiger der Neutralität aus, 
obwohl sie an deren völligen 
Abschaffung arbeiten! Sie ge-
ben unsere Steuermilliarden für 
die Aufrüstung für die nächsten 
Kriege aus und wollen uns das 
Sparen vorschreiben!
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Wer ist das 
Österreichische 

Solidaritätskomitee?

Einsenden an:
Österreichisches Solidaritätskomitee

Stiftgasse 8, 1070 Wien
oesolkom@gmx.at

1981 haben 10.000 Menschen aus der gan-
zen Region Judenburg in der Steiermark für 
die Erhaltung des Stahlstandortes demon-
striert und so ihren Willen durchgesetzt. Zur 
Unterstützung der kämpfenden Arbeiter hat 
sich damals das "Österreichische Solidaritäts-
komitee" gegründet, weil der Widerstand 
gegen die Zusperrer und Sanierer im Inter-
esse aller arbeitenden Menschen liegt und 
die Betroffenen nicht alleingelassen werden 
dürfen.
Wir sind ein Forum von Kolleginnen und 
Kollegen, die wieder mehr sozialistische 
Grundsätze und Denkweise in ihrer gewerk-
schaftlichen Arbeit für die Rechte der ar-
beitenden Menschen als ihre Richtschnur 
sehen.
Das "Österreichische Solidaritätskomitee" er-
hält sich ausschließlich von Mitgliedsbeiträ-
gen und von den Spenden seiner Aktivisten, 
Abonnenten und Unterstützer.
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Rüstung und Krieg: „Motor der 
Wirtschaft“

Unter dem Titel „Das große Geld mit dem 
Krieg“ schrieb „die Presse“ (6.8. 2007), dass 
die USA  2006 ihr bisher höchstes Militärbud-
get von 529 Milliarden Dollar hatten (2007 
bereits 547 Miliarden Dollar). Rechnet man 
dazu was andere US-Ressorts für „Sicher-
heit und Verteidigung“ ausgeben, z.B. das 
Heimatschutzministerium oder das Energie-
ministerium, kommt man auf 987 Milliarden 
Dollar, berichtet „die Presse“ weiter. Und das 
alles ist noch ohne die Kosten für den Irak- 
und Afghanistankrieg! Inklusive dieser Kosten 
sind es geschätzte 1.500 Milliarden Dollar pro 
Jahr. Das hält die amerikanische Wirtschaft 
am Laufen und die Profite der US-Rüstungs-
konzerne steigen rasant an! 63 % der 2005 
weltweit getätigten Militärverkäufe machten 
die US-Rüstungskonzerne, das waren ca. 210 
Milliarden Dollar!
„Die Presse“ weiter: „Die Kriege und die 
Angst vor neuen Anschlä-
gen sind der Motor unserer 
Wirtschaft! „Die Presse“ 
meint das wohl nicht so, 
aber eigentlich sind diese 
Zeilen folgendermaßen zu 
verstehen: Die USA-Wirt-
schaft braucht Anschläge 
und Kriege! 

Die USA brauchen Kriege
Die USA brauchen Konflikte, kriegerische Aus-
einandersetzungen, sie braucht Rüstung und 
den Krieg, um ihre wirtschaftliche Schwäche 
wettzumachen, um sich im Konkurrenzkampf 
noch zu behaupten, um ihren Konzernen 
weiter und steigend ungeheuere Profite zu 
ermöglichen, auch auf Kosten von Millionen 
von Toten. Weit her geholt? Die Fakten:
Die USA führen Krieg in Afghanistan und Irak, 
sie bedrohen neben dem Iran auch Syrien 
mit Krieg. Sie rüsten gegen Russland und 
China auf und errichten überall auf der Welt 
Stützpunkte, mittlerweile schon ca.1.000 und 
haben schon über 250.000 Mann Soldaten 
im Ausland stationiert, ohne die Truppen im 
Irak und Afghanistan. Die USA bedrohen, als 
Teil ihrer Weltherrschaftspläne die ganze Welt 
mit Kriegen!

Feindbild Islam
Als Vorwand für die Legitimierung ihres ag-
gressiven Expansions- bzw. Kriegskurses brau-
chen die USA einen Feind, dazu wird heute 
hauptsächlich der „Islam“ hochstilisiert, ab-
gesehen davon, dass die mörderische US-Po-
litik, dieser Staatsterrorismus, Gegner dieser 
Politik heranzüchtet. Israel spielt in der Frage 
der Kriegstreiberei gegen islamische Staaten 
eine Vorreiterrolle, nun vorrangig gegen den 
Iran. Unter dem Vorwand, der Iran würde Is-
rael vernichten wollen und bald auch dazu 
in der Lage sein, sagte vor kurzem der israe-
lische Vizepremier und Verteidigungsminister 
Shaul Mofaz , dass die Bombardierung des 
Irans unvermeidlich sei!
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Iran - das nächste Kriegsziel?
Verschwiegen wird, dass die USA in fast allen 
Staaten rund um den Iran Stützpunkte haben 
bzw. Stützpunkte benutzen können, von wo 
aus Atomraketen auf den Iran gerichtet sind, 
und zwar in Saudi Arabien, dem Irak, Kuwait, 
den Vereinigten Arabischen Emiraten, der Tür-
kei und Oman. Zudem haben die USA schon 
vor zwei Jahren glaubwürdig versichert, dass 
sie den Iran jederzeit in die Steinzeit zurück-
bomben können. Insgesamt 2.000 der US-
Atomsprengköpfe können sofort, d. h. in 15 
Minuten abgefeuert werden.
Der Iran, der laut ständiger Kontrolle der IAEA 
gar keine Atomsprengköpfe besitzt, wäre 
selbstmörderisch, sich mit den USA anzulegen. 
Doch diesmal soll Israel diesen „Job“ über-
nehmen, dass ca. 200 Atomraketen besitzt .
Israel, das ohne die jährlichen US-Milliarden 
Dollar direkte Zuwendungen und Militärhilfe 
durch die USA sich seine Besatzungspolitik der 
besetzten Palästinensergebiete keinen Tag 
leisten könnte, soll somit wieder einmal seine 
Kettenhundfunktion für die Supermacht USA 
übernehmen.
Es geht also nicht um irgendeine Bedrohung 
durch den Iran. Die USA haben schon seit 
2002 Pläne, dem Iran zu überfallen. Vor dem 
Irak- Krieg hieß es seitens des US-Verteidi-
gungsministeriums, der Krieg gegen den Iran 
wäre wichtiger als gegen Sadam Hussein. Es 
geht darum ein Regime, das sich nicht den In-
teressen der USA unterordnet, auszutauschen, 
wegzubomben. Es geht um das iranische Erd-
öl und Erdgas und um den Einfluss in diesem 
Raum.

Neutralität statt Kriegsteilnahme
Wegen der Profite der großen Konzerne wer-
den wir in immer weitere, immer gefährliche 
Kriege hineingezogen! Die EU macht sich zum 
Handlanger für die nächsten US-Kriege und will 
selbst auch militärisch mitmischen um Macht 
und Einflusszonen. Und wir, die Menschen in 
Europa, wir  sollen nach diesen Plänen wieder 
einmal als Kanonenfutter dienen.
Dagegen braucht es, sowie in Lateinamerika, 
auch in Europa eine starke Antikriegsbewe-
gung. 95% der Menschheit sind gegen diese 
Kriege. Schließen wir uns zusammen. Treten 
wir gegen alle Kriegstreiber, auch gegen die 
bei uns im Lande, auf!

(aus: GewerkschafterInnen gegen Atomener-
gie und Krieg, 2-08)


